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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB i.V.m.  
§§ 1-23 BauNVO und gem. § 19 BauGB 

 
 

1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

GE1 und GE2 = Gewerbegebiet (gemäß § 8 i.V. mit § 1 BauNVO) 

Folgende Nutzungen sind zulässig: 

in GE 1: 
� Gewerbebetriebe mit einem Störgrad unterhalb der Abstandsklasse VII des Ab-

standserlasses Rheinland-Pfalz vom 26.02.92 mit Ausnahme von Tankanlagen-
reinigungsbetrieben, 

in GE 2: 
� Gewerbebetriebe, die der Abstandsklasse VII des Abstandserlasses Rheinland-

Pfalz vom 26.02.92 zugeordnet sind, sowie Gewerbebetriebe mit einem vergleich-
baren oder geringeren Störgrad mit Ausnahme von Tankanlagenreinigungsb-
etrieben und Anlagen zum mechanischen Be- und Verarbeiten von Asbesterzeug-
nissen auf Maschinen. 

in GE 1 und GE 2: 
� sonstige Gewerbebetriebe im Einzelfall, wenn nachgewiesen wird, dass schäd-

liche Umwelteinwirkungen auf schutzbedürftige Nutzungen nicht zu erwarten sind, 
� Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 

 

Ausnahmsweise zulässig sind ausschließlich: 
� Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 

und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. Die Zahl der ausnahmsweise 
zulässigen Wohnungen wird wie folgt beschränkt: Je Grundstück bis zu 2.000 m² 
Grundstücksgröße ist nur 1 Wohnung ausnahmsweise zulässig. Je Grundstück 
bis zu 2.000 m² Grundstücksgröße sind max. 2 Wohnungen ausnahmsweise 
zulässig.  

� Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 
 

Nicht zulässig sind einzelne, ohne besondere Schallschutzmaßnahmen im Freien 
aufgestellte Lärmquellen, die einen Schallleistungspegel von LWA = 85dB(A) am Tage 
und LWA =70 dB(A) in der Nacht überschreiten. Für den Fall, dass diese Lärmquellen 
den vorgenannten Schallleistungspegel überschreiten, sind sie in den zum 
Wohngebiet abgewandten und durch Betriebsgebäude abgeschirmten Grundstücks-
bereichen aufzustellen. Falls dies nicht möglich ist, sind geeignete 
Schallschutzmaßnahmen vorzusehen. 

 

Nicht zulässig sind:  
� Einzelhandelsbetriebe mit Sortimenten aus den Branchengruppen  

- Nahrungsmittel 
- Drogeriewaren/Kosmetikartikel  
- Haushaltswaren/Glas/Porzellan  
- Bücher/Zeitschriften, Papier/Schreibwaren, Büroartikel,  
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- Kunst/Antiquitäten,  
- Baby-/Kinderartikel,  
- Bekleidung, Lederwaren, Schuhe,  
- Foto/Optik,  
- Einrichtungszubehör (ohne Möbel), Textilien/Heimtextilien, Bastelartikel, 

Kunstgewerbe,  
- Musikalienhandel,  
- Uhren/Schmuck  
- Spielwaren/Sportartikel. 

Randsortimente aus den vorgenannten Branchengruppen in sonstigen Einzel-
handelsbetrieben dürfen max. 5 % der Verkaufsfläche nicht überschreiten. Verkaufs- 
und Ausstellungsflächen außerhalb von Einzelhandelsbetrieben sind nur zulässig, 
wenn Sie in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem 
Produktions- und Dienstleistungsbetrieb stehen und 400 m² nicht überschreiten. 

 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Die maximale Gebäudehöhe wird definiert als die Oberkante der baulichen Anlage 
ohne Berücksichtigung technischer Aufbauten zu messen an der tiefstgelegenen 
Gebäudekante. 

Die maximale Traufhöhe wird definiert als die Schnittlinie zwischen der Außenfläche 
des aufgehenden Mauerwerks und der Dachhaut. Bei Flachdächern gilt die festge-
setzte Traufhöhe analog für die Oberkante Flachdachrand. 

Bezugshöhe für alle Höhenfestsetzungen ist die Höhe der das Grundstück 
erschließenden Straßenachse gemessen im rechtem Winkel zur Gebäudefront. Die 
Bezugshöhe ist alle 30 m neu zu ermitteln. 

Sonstige bauliche Anlagen und technische Aufbauten dürfen eine Höhe von maximal 
15 m nicht überschreiten. 

 

 

2 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. mit § 22 BauNVO) 

Die festgesetzte abweichende Bauweise definiert sich wie folgt: Es sind Gebäude mit 
seitlichem Grenzabstand - wie in der offenen Bauweise - jedoch ohne Längenbe-
schränkung zulässig. Ausnahmsweise kann eine einseitige Grenzbebauung zugelas-
sen werden. 

 

 

3 Flächen für Nebenanlagen; Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

3.1 Nebenanlagen in Form von Gebäuden und Garagen sind auf den Flächen zwischen 
Straße und straßenseitiger Baugrenze sowie zwischen Straße und gedachter 
Verlängerung der Baugrenze parallel zur Straßenbegrenzungslinie unzulässig. 

3.2 Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO sind im Gewerbegebiet nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
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4 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) i.V. mit Flächen für die 
Rückhaltung und die Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 
BauB), Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) und Bindungen für 
Bepflanzungen sowie öffentlichen Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

4.1 Die Bepflanzung des Lärmschutzwalles ist wie folgt zu gestalten:  
� Böschungsfuß zur Wohnsiedlung hin: 4-reihige Gehölzpflanzung mit Sträuchern 

und Bäumen 2. Ordnung, wobei die oberste Pflanzreihe nicht über 2 m Wallhöhe 
anzusetzen ist, 

� Böschungsfuß zum Gewerbegebiet: schmaler Gehölzriegel (Breite 3m),  
� Wallkrone: Initialansaat auf Rohboden und freie Sukzession. Es ist darauf zu 

achten, dass im Kronenbereich Flächen ohne Oberbodenandeckung verbleiben, 
stellenweise auch bewusst Material unterschiedlicher Ausprägung (grobes 
Steinmaterial, Sand, Kies u.ä.) offen liegen bleibt.  

� Die Pflanzenauswahl ist gemäß Artenliste 2 im Anhang vorzunehmen.  

4.2 Auf der Fläche zwischen Lärmschutzwall und Wohngebiet ist eine Wiesenfläche mit 
lockerem Obstbaumbestand zu entwickeln. Es sind vereinzelt Obstbäume 
(Hochstamm) gemäß Artenliste 1 im Anhang zu pflanzen (max. 1 Baum auf 200 m2). 
Auf der Fläche sind kleine Mulden auszumodellieren. 

4.3 Auf der Fläche für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
östlich des Walles sind Mulden als Retentions-, Versickerungs- und Verdunstungs-
becken anzulegen. Die Fläche ist als Wiesenfläche (Mahd 1xjährlich) zu entwickeln. 

4.4 Die Fläche östlich des Gewerbegebiet zwischen der Hecke und dem Pflegeweg 
entlang des Grabens ist als Staudensaum zu entwickeln. Nach Ansaat einer Gräser-/ 
Kräutermischung ist die Fläche weitestgehend der natürlichen Entwicklung zu 
überlassen. Zur Verhinderung einer Verbuschung ist die Fläche alle 2 bis 3 Jahre zu 
mähen. 

4.5 Auf der Fläche für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
südwestlich der Kreisstraße ist eine Mulde als Retentions-, Versickerungs- und 
Verdunstungsbecken anzulegen. Die Mulde ist mit standortgerechten Gehölzen in 
lockerer Pflanzweise / Einzelbäumen einzugrünen. 

 
 

5 Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sowie Bindungen für 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

5.1 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen auf den privaten Grundstücksflächen ist eine 3-reihige Gehölzpflanzung 
vorzunehmen. Die angrenzenden Flächen sind als Staudensaum zu entwickeln.  

5.2 Je 6 Stellplätze ist ein Laubbaum gemäß Artenliste 3 (Mindestpflanzqualität: Hoch-
stamm, Stammumfang 16-18 cm) zu pflanzen. Für die Baumstandorte sind Baum-
scheiben von mindestens 2,5 Breite x 2,5 m Länge oder 2,75 m Durchmesser fach-
gerecht herzustellen, zu begrünen, gegen Überfahren zu sichern und dauerhaft zu 
unterhalten. Abgängige Bäume sind in der o.g. Pflanzqualität zu ersetzen. 

5.3 Auf den Flächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und straßenseitiger Baugrenze 
sowie zwischen Straße und gedachter Verlängerung der Baugrenze parallel zur 
Straßenbegrenzungslinie ist alle 10-13 m ein Laubbaum gemäß Artenliste 3 
(Mindestpflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm) zu pflanzen. Für die 
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Baumstandorte sind Pflanzflächen in einer Größe von mindestens 6 m² fachgerecht 
herzustellen, zu begrünen, gegen Überfahren zu sichern und dauerhaft zu 
unterhalten. Abgängige Bäume sind in der o.g. Pflanzqualität zu ersetzen. 

5.4 Auf Flachdächern und flach geneigten Dächern (bis 20°) ist eine (extensive) Dach-
begrünung mit einer Mindestsubstrathöhe von 10 cm anzulegen. Die Flächen sind 
dauerhaft zu unterhalten. 

 
 

6 Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur 
Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden baulichen und 
sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24) 

Auf der in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Fläche ist ein durch-
gehender Lärmschutzwall in einer Höhe von 3,5 m über Grund anzuschütten. Die 
Böschungsbereiche sind mit wechselnden Böschungsneigungen (1:2 bis 1:1,5 auf 
der dem Gewerbegebiet zugewandten Seite und 1:2 bis 1:4 auf der dem Wohngebiet 
zugewandten Seite) und geschwungener Form der Böschungsfußlinie landschafts-
gerecht zu gestalten. 

 

 

7 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur 
Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

7.1 Zur Herstellung des Straßenkörpers oder von Fuß-/Radwegen erforderliche Böschun-
gen, Stützmauern oder sonstige Stützbauwerke sind, soweit sie außerhalb der 
festgesetzten Verkehrsflächen liegen, auf den Baugrundstücken entschädigungslos 
zu dulden. 

 

 

8 Zuordnung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 a BauGB) 

8.1 Den zu erwartenden Eingriffen auf öffentlichen Grundstücksflächen werden 29 % der 
im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie die darauf 
auszuführenden Maßnahmen als Sammelersatzmaßnahmen zugeordnet. Weiterhin 
werden die grünordnerischen Maßnahmen zur Gestaltung der Einmündung an der  
K 19 den Eingriffen auf öffentlichen Flächen zugeordnet. 

8.2 Die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie die darauf 
auszuführenden Maßnahmen werden zu 71 % als Sammelersatzmaßnahmen den zu 
erwartenden Eingriffen auf Privatgrundstücken  -zusätzlich zu den auf den 
Privatgrundstücken getroffenen Festsetzungen-  zugeordnet. 

8.3 Die den Privatgrundstücken zugeschlagenen Ersatzmaßnahmen werden von der 
Gemeinde auf Kosten der Eigentümer der Grundstücke durchgeführt. Die Art der 
Kostenermittlung und der Umfang der Kostenerstattung sind in einer eigenen 
Satzung zu regeln. 
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B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE GESTALTUNG 
BAULICHER ANLAGEN (GESTALTUNGSSATZUNG) 
Folgende, auf Landesrecht beruhende Regelungen werden in den Bebauungs-
plan gem. §9 Abs.4 BauGB i.V. mit § 88 Nr. 1, Nr. 3 und Nr. 8 sowie 
Abs. 6 LBauO aufgenommen: 

 

9 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

9.1 Geneigte Dächer dürfen keine stärkeren Neigungswinkel als 36° aufweisen.  

9.2 Bei Staffelgeschossen darf der Winkel zwischen einer gedachten Verbindungslinie 
von der Traufe/Flachdachrand des niedrigeren Geschosses zur Traufe/Flach-
dachrand des aufgesetzten Geschosses und der Horizontalen 36° nicht über-
schreiten. 

 
 

10 Einfriedungen 

10.1 Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 2 m zulässig.  

10.2 Geschlossene Einfriedungen, z.B. aus Mauerwerk, Holz oder Metall zwischen Straße 
und straßenseitiger Baugrenze sind unzulässig. 

10.3 Eine Einfriedung der in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) ist nicht 
zulässig. 

 
 

11 Werbeanlagen 

11.1 Werbeanlagen sind mit Ausnahme von Sammelwerbeanlagen für die im Gebiet 
angesiedelten Betriebe nur an der Stätte ihrer Leistung zulässig.  

11.2 Das Anbringen von Werbeanlagen auf Flachdächer ist unzulässig. 

11.3 Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder in zeitlichem Wechsel 
aufleuchtendem Licht sind unzulässig. 

11.4 Werbeanlagen unabhängig von Gebäuden sind einzeln bis zu einer Höhe von 3,0 m 
oder in Form von Sammelhinweistafeln für alle Betriebe im GE-Gebiet bis zu einer 
Höhe von 4,5 m zulässig 

11.5 Werbeanlagen an Gebäuden sind als Flachtransparente (Werbeanlagen, die flach an 
der Fassade befestigt sind) mit einer Gesamtfläche von maximal 5 % der 
Gesamtfläche der Gebäudefront zulässig. Sie dürfen in der Längsausdehnung jedoch 
maximal 2/3 der Fassadenlänge aufweisen.  

 
 
 
 



Ortsgemeinde Rödersheim-Gronau Bebauungsplan "Gewerbegebiet östlich der Assenheimer Straße" 

Textliche Festsetzungen  Seite 6 

12 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 
LBauO) 

12.1 Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Materialien (z.B. Pflasterflächen mit großen 
Drainfugen) auszuführen. Als Mindestrate ist ein Oberflächenabflussbeiwert von 0,7 
anzusetzen. Für die Fahrgassen ist eine Ausbildung mit Asphalt zulässig. 

12.2 Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und 
straßenseitiger Baugrenze sowie zwischen Straße und gedachter Verlängerung der 
Baugrenze parallel zur Straßenbegrenzungslinie dürfen nicht als Arbeits- oder 
Lagerfläche genutzt werden. Die Flächen sind, soweit sie nicht für eine zulässige 
Nutzung benötigt werden, zu begrünen. 

12.3 Die in den Sichtwinkel im Kreuzungsbereich fallenden Bereiche sind von jeglicher 
Bebauung sowie jeder Sichtbehinderung (Bewuchs, Einfriedung) über 0,8 m 
gemessen an der Fahrbahnoberkante, freizuhalten. 
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Anhang - Artenlisten des Landschaftsplans zum Bebauungsplan 
 
Artenliste 1:  Pflanzen für die "Pufferfläche" zwischen Wohn- und Gewerbegebiet 

• Bäume:  (Pflanzqualität: Hochstamm mit Ballen, Stammumfang 10-12 cm) 
Malus silvestris Wildapfel 
Pyrus pyraster Wildbirne 
Sorbus torminalis Elsbeere 

• Obstbäume  (Pflanzqualität: Hochstamm mit Ballen, Stammumfang 10-12 cm) 
 - Apfelsorten: 

Rheinischer Bohnapfel 
 - Birnensorten: 

Oberörterreichische Weinbirne 
- Walnussbäume 
 
Artenliste 2:  Pflanzen für den Lärmschutzwall  

• Sträucher (Pflanzqualität: verpflanzter Strauch, Höhe 125-150 cm) 
Acer campestre Feld-Ahorn 
Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Hartriegel 
Corylus avellana Haselnuß 
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 
Euonimus europaeus Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Liguster 
Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Rhamnus cathartica Kreuzdorn 
Rosa canina Hundsrose 
Rosa rubiginosa Weinrose 
Rosa spinosissima Bibernellrose 
Salix caprea Sal-Weide 
Salix viminalis Korb-Weide 
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
Sorbus aucuparia Vogelbeere 
Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

• Bäume (Pflanzqualität: Hochstamm mit Ballen, Stammumfang 10-12 cm) 
Alnus glutinosa Schwarz-Erle 
Carpinus betulus Hainbuche 
Malus silvestris Wildapfel 
Pyrus pyraster Wildbirne 
Salix alba Silber-Weide 
Salix fragilis Bruch-Weide 
Ulmus minor Feld-Ulme 

 
Artenliste 3:  Bäume für die Stellplätze und die privaten Grundstücksflächen 
(Pflanzqualität Hochstamm mit Ballen, Stammumfang10-12cm) 

• Bäume 
Acer platanoides Spitz-Ahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Fraxinus excelsior Esche 
Quercus robur Stiel-Eiche 
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C. HINWEISE 
 
� Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzmaßnahmen zu 

sichern, dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit 
Leitungstrassen stattfindet. Die Ver- und Entsorgungsträger sind frühzeitig, entsprechend 
den im Bebauungsplanverfahren gewünschten Fristen, über den Beginn der 
Erschließungsmaßnahmen zu unterrichten. Bei der Verlegung von Leitungen sind die 
bestehenden und die im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzstandorte freizuhalten 
(gemäß Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen, 
FGSV 939). 

� Bei der Pflanzung von Bäumen und Sträuchern sind die in § 44 Nachbarrechtsgesetz 
Rheinland-Pfalz näher bestimmten Abstände von den Nachbargrundstücken einzuhalten 

� Die Bestimmungen des Denkmalschutz- und -pflegegesetzes sind zu beachten. Danach 
ist jeder zutage kommende archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle 
soweit als möglich unverändert zu belassen und die Funde sorgfältig gegen Verlust zu 
sichern. Aus dem Plangebiet liegen sowohl Luftaufnahmen, als auch die Fundmeldung 
einer Bestattung vor. Der Fundstellenbereich ist auch im Flächennutzungsplan als 
Grabungsschutzgebiet ausgewiesen. Evtl. erforderliche archäologische Grabungsarbei-
ten sollen im Rahmen der Erschließung in enger Abstimmung mit dem Landesamt für 
Denkmalpflege durchgeführt werden. 

� Bei allen Bau- und Abgrabungsmaßnahmen ist humoser Oberboden vom Unterboden 
getrennt auszubauen und der Boden vorrangig einer Wiederverwendung im Gebiet 
zuzuführen. Die Bewahrung einer grundsätzlichen Wiederverwertungseignung von 
Aushubmaßen, Straßenaufbruch usw. ist zu gewährleisten. Verbleibende Mengen sind 
ordnungsgemäß zu entsorgen. 

� Im Plangebiet ist mit hohen Grundwasserständen zu rechnen. Es wird empfohlen, 
Gebäudeteile mit Erdanschluss durch geeignete bautechnische Vorkehrungen gegen 
drückendes Wasser zu schützen. Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist nicht 
erlaubt. Für Bauwasserhaltungen ist eine Erlaubnis bei der Unteren Wasserbehörde zu 
beantragen. Zur ingenieurgeologischen Beurteilung des Baugrundes und den 
resultierenden Empfehlungen zur Grabensicherung, Wasserhaltung, Rohr- und Schacht-
gründung sowie zur Bauwerksgründung wird auf die Baugrunduntersuchung des Büros 
ICP, Rodenbach verwiesen. Das Baugrundgutachten kann bei der Verbandsgemeinde-
verwaltung eingesehen werden. Das geologische Landesamt empfiehlt, objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen durchführen zu lassen. 

� Im Rahmen der Entwässerungsplanung werden die Abwasserbeseitigungseinrichtungen 
aufgefordert, die Entwässerung so auszulegen, dass eine Gefährdung des 
angrenzenden Wohngebietes ausgeschlossen werden kann. 

� Sind Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme geplant, so werden folgende Hinweise 
gegeben: Tiefere Bohrungen zum Bau von Erdwärmesonden erfassen quartäre und 
pliozäne Sande und Kiese mit Einschaltungen aus Ton- und Schluffschichten. Unter der 
Voraussetzung, dass die Wärmeträgerflüssigkeit im Primärkreislauf nach der alten 
Einstufung der Wassergefährdungsklasse 0 entspricht und die Bohrung im Bereich der 
Deckschichten gegenüber dem Zutritt von Sickerwasser abgedichtet wird, bestehen 
seitens des Geologischen Landesamtes aus hydrogeologischer Sicht keine 
grundsätzlichen Einwände zur Gewinnung von Erdwärme. Weitere Auflagen bleiben der 
Einzelfallprüfung vorbehalten. Für Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme ist eine 
Erlaubnis der unteren Wasserbehörde einzuholen. 

� Die Lagerung wassergefährdender Stoffe hat nach Maßgabe der Anlagenverordnung  
-VAwS zu erfolgen. 

� Eine planerische Festsetzung der Bebaubarkeit innerhalb der 10-m-Schutzzone des 
Schlaggrabens ersetzt nicht die wasserbehördliche Genehmigung nach § 76 LWG. 

� Im Plangebiet sind Drainageleitungen zur Entwässerung der angrenzenden Flächen 
vorhanden. Die Leitungen sollen soweit möglich im Gebiet belassen werden und gehen 
auf die jeweiligen Rechtsnachfolger über. 
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� Bei der Schüttung es Lärmschutzwalls darf nur Fremdmaterial zur Anwendung kommen, 
das die Qualitätsanforderung der LAGA-TR einhält. Die Unbedenklichkeit des Materials 
ist der Kreisverwaltung bzw. der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd nach-
zuweisen. 

 
Hinweise zum Schallschutz 

� Begleitend zum Bebauungsplan wurde seitens der Werner Genest und Partner Inge-
nieurgesellschaft mbH, Ludwigshafen ein Schalltechnisches Gutachten erarbeitet. Das 
Gutachten ermittelt den Straßenverkehrslärm ausgehend von Verkehrsprognosen für die 
Assenheimer Straße (Zieljahr 2015, worst-case-Abschätzung) und unter Einbezug des 
durch das geplante Wohngebiet "Am Schloßpfad" zu erwartenden Mehrverkehrs. Der 
Gewerbegebietsverkehr wird anhand von Standardwerten für die Flächen deren Nutzung 
noch nicht bekannt ist, sowie anhand von Erfahrungswerten für die umsiedlungswillige 
Großwäscherei ermittelt.  

� Für das westlich angrenzende Wohngebiet ergeben sich sowohl mit als auch ohne 
Berücksichtigung eines Lärmschutzwalls zwischen Gewerbe- und Wohngebiet keine 
Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005.  

� Innerhalb des Gewerbegebietes werden die Orientierungswerte ebenfalls eingehalten. 
Geringfügige Überschreitungen der Orientierungswerte für Gewerbeflächen um 1 bis 2 
dB(A) werden in den unmittelbar an die Assenheimer Straße angrenzenden Bauflächen 
festgestellt. Ursache ist das angenommene Verkehrsaufkommen der Assenheimer 
Straße (worst-case-Annahme Prognosehorizont 2015). 

� Angesichts dieser Geringfügigkeit und da die Überschreitungen auf einer worst-case-
Abschätzung für das Verkehrsaufkommen basieren (die tatsächlichen Verkehrsmengen 
also voraussichtlich geringer sein werden) sowie da gegebenenfalls vorzuschreibenden 
Schalldämmmaße der Außenbauteile (Wand, Fensterflächen) weitestgehend bereits 
aufgrund statischer bzw. wärmeschutztechnischer Erfordernisse erreicht werden, 
erscheint eine weitergehende Regelungen im Bebauungsplan nicht sinnvoll. Im Rahmen 
seiner Abwägung hat der Gemeinderat daher beschlossen, auf weitergehende 
Regelungen zu verzichten. Das Lärmschutzgutachten kann bei der Verbandsgemeinde-
verwaltung eingesehen werden. 

� Bezüglich des zu erwartenden Gewerbelärms werden gemäß schalltechnischem 
Gutachten die Orientierungswerte ohne Lärmschutzwall an einem Aufpunkt geringfügig 
(um 2 dB(A)) überschritten und an den restlichen Aufpunkten gerade eingehalten. Unter 
Berücksichtigung des im Bebauungsplan festgesetzten 3,5 m hohen Lärmschutzwalls 
werden die Gewerbelärm-Orientierungswerte an sämtlichen Aufpunkten des reinen 
Wohngebiets wesentlich unterschritten. 

 
 
 
Ausfertigung 
Der Bebauungsplan, bestehend aus: Planzeichnung, bauplanungsrechtlichen Festsetzun-
gen, bauordnungsrechtlichen Festsetzungen und Satzung stimmt mit allen seinen Bestand-
teilen mit dem Willen des Gemeinderates überein. 
Das für den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. 
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. Er tritt am Tag seiner Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt: 
Rödersheim-Gronau,  ..................................... 
 
 
  ..................................... 
      Ortsbürgermeister 
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Anlage: 
Abstandslisten des Rundschreibens des rheinland-pfälzischen Ministeriums für 
Umwelt vom 26. Feb. 1992 zur Beteiligung der staatlichen Gewerbeaufsichtsämter an 
der Bauleitplanung (Abstandserlass), Abstandsklasse I – VII 
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